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In demRechtsstreit -iff9
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Zugestcllt

den Proz„Ecv„ des
Revisioneklägcrs
am 19„7„1965‚

der Revisions■
beklagten am

Kläger und Revisionskläger?

@ e g e n

190701965,
ooooooooooooooooonone.ooooooooooooooeoooooooooaoqao

der Beigeludcnen _eeff- }„ -r_.
am 1997„1965 Beklagte und Revisionsbeklagte‚

————-__

."* ' . . .Del-"Ciaden:
0 o o o o o o o o o o o o o o o o o o o o o o o a o o o o o o o o o o o 0 o 0

hat der 1„ Senat des Bundessozialgerichts am 24„ Juni—3

4955 ohne mündliche Verhandlung durch ';wéwayww

Bundesrichter Dro H a u %“ *°'"“”7Tläüf

"«“V“’ ' als Vorsitzenden, “““
Bundesrichter

H e y e r und

Bundesrichterin G e y s e r
als weitere Berufsrichter‚

Buhdessozialrichter L e h m k u h l und

Bundessozielrichter Dro N e u m u n n
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt: f Öfr1 ' -rna:_

Das Urteil des Landessozialgeri0hts Bremen vom 90 No—

vember 4961 wird aufgehobeno

Der Rechtsstreit wird zur neuen Verhandlung und Ent—

scheidung en des Landessozialgericht zurückverwiesen°
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Der im Jahre 1889 geborene Kläger‚ von Berui■■ensetz—

meister war nach_den Feststellungen des Landessozialge—

richte (LSG) zunächst in der Invalidenvereicherung und
von 4959 bis 1944 als selbständiger Handwerksmeister in

"_der Angestelltcnversicherung (AV) pflichtversieherto

Anfang_d957 siedelte er von seiner heute unter polnischer

Verwaltung stehenden Heimat Schlesien in-die Bundesrepu—

blik über° Hior beantragte er im Januar 195? das Alters—

ruhegeld aus der kV? das ihm mit Bescheid der Beklagten

vom 290 Mai 195ö vom 1° Januar 1957 an_bewilligt wurdeo

Die Beklagte lehnte jedoch die vom Kläger begehrte gnrech-

nung zusätzlicher Versicherungszeiten (4946 bis 1954) ab‚

weil bei der Feststellung der Rente bereits alle vom
Kläger geleisteten Beiträge berdcksiehtigt werden seieno

Klage und Berufung des Klägers blieben erfolgloso Das

LSG sah zwar als glaubhaft gemacht an? "daß ihm in dem

Zeitraum von 1947 bis Oktober 1954 Beiträge zur polnischen

Versicherung auf Grund gesetzlicher_knordnung einbehal—
ten worden seien”; der Kläger habe aber nicht glaubhaft

gemacht, für welche Zeiten im einzelnen dies geschehen

sei„ Die Voraussetzungen zur Anwendung des 5 45 Fremd—

rentengesetz (EEG) seien deshalb nicht gegeben° Aber auch

5 16 BBG sei nicht'anwendbar9 weil der Kläger als selb—

ständiger Handwerksmeister nicht zu dem nach dieser Ver—

‘Chrift berechtigten Personenkreis zähleo Die Revision(J
r-

wurde zugelassen (Urteil vom 90 November 1964)0

__Der Kläger legte Revision ein mit dem Antrag?

3_ü_
das Urteil des LSG aufzuheben und die Beklagte

"Ü{jé97 zu verurteilen‚ bei der Berechnung des ■lters“-
' ruhegeldes auch die Zeit vom 40 Januar 1946 bis

510 Oktober 1954 als rentensteigernde Versiche—

rungszeit zu berücksichtigen, 'if]:

hilfsweisC‚ "”43*W>>3_frwW-m_gg ul?*”ll

.: den Rechtsstreit zu neuer Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG zurdckzuverweißüno II
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Er rügte die Verletzung formellen und materiellen Rechts;

Das LGG sei der ihm obliegenden Aufklärungspflicht nicht

hinreichend nachgekommen (Verstoß gegen 53 105 und 106 des

Sozialgerichtsgesetzes — SGG —)0 Wenn das Berufung5gericht

es als glaubhaft gemacht angesehen habe‚ daß für ihn in

der maßgebenden Zeit Versicherungsbeiträge einbehalten wor—

den seien, und wenn ihm die genauen Zeitabschnitte‚ für

welche solche Einbehaltungen erfolgt sind? von Bedeutung

erschienen, dann hätte es noch weiterer Ermittlungen be—

durft, die vom Gericht auch ohne Schwierigkeiten hätten

vorgenommen werden können„ zoBo durch eine eingehendere Be—
fragung des Klägers und seiner Ehefrau sowie des Zeugen

Scheitzao Die vom LGG_gewonnene Überzeugung beruhe nicht

auf dem Gesamtergebnis des Verfahrens; deshalb sei auch
5 128 Äb55 1 GGG verletzte Im übrigen habe das Gericht ver—

kannt, daß der Kläger in einem abhängigen 3eschäftigungsverw

hältnis gestanden habe„ Demzufolge hätte Jedenfalls ; 1b

DRG angewendet werden müssen? zumal die vom niäger verrich—

tete Tätigkeit in der Bundesrepublik versicherung8pflichtig

gewesen wäre° Das LSG habe ferner die 55 4 und 15 FRG un—
richtig au3gclegto_■’

Die Beklagte und die zum Verfahren beigeladene Landesver—

sicherungsanstalt Oldenburg—Bremen (LVA) beantragten die

Revision zurückzuweiseno

Die Beteiligten erklärten sich mit einer Entscheidung ohne
mündliche Verhandlung einverstanden (55 124 Abs„ 2, 155 Abso
1, 165 3GG)o '

Die Revision ist zulässig und begründete Das angefochtene
Urteil wird durch seine tatsächlichen Feststellungen nicht

etragen; auch seine rechtlichen nusführUngen geben zu Be—
...;

s
d Ellis“. Cl]. li Ill aß

‘_s;-.«
'3-11Ä'.3 ?'r».i_

Das LSG hat die_Frage‚ ob bei der Rentenberechnung zugunsten

;„4 ;.
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des Kläeers die in Mchle ien von 1946 bis 1954 zurücK—

5ele5ten Zeiten zu berücksichtigen sind? allein auf Grund

der 55 15 und 16 FRG 5eprüfto Das an5efochtene Urteil

läßt Jedoch nicht erkennen, inwiefern es für die Ent«
scheidun5 ausschließlich auf diese — erst zum 1; Januar

1959 in Kraft 5etretenen _ Vorschriften (Arte ? 5 5 Abso

1 Satz 1 Fremdrenten— und Auslandsrenten—Neure5elun585e—

setz FANG —) ankommt‚ zumal der Klä5er die Berücks ich—

ti5un5 der streiti5en Zeiten bereits vom Rentenbe5inn

{10 Janus r 1957) an be5ehrto Das LSG hat auch — was aller—

din5s nach dem von ihm 5eaonnenen Er5ebnis nicht erfor—

derlich war — keine Feststellungen darüber 5etr0ffen9

ob der Klä5er dem nach dem FRG bere chti5ten Pers onen»

kreis (BS 1 und 17 FRG) überhaupt an5ehörto Das an5e»
fochtene Urteil 5eht auch nicht ausdrücklich auf die

Fra5c ein‚ ob beim Klä5er der — Jedenfalls vor dem 10 Ja—

n*ar 1959 lie5cnde — Versicherun5sfall vor oder nach dem

lnkra fttretcn des „% estclltcnversicherunk s—Neure 5elun5s-

5csetzcs (AnVNG) @@Januar 195?) ein5etreten ist; hierauf

kommt es aber für die Anwendun5 der 53 15 und 16 FRG an?
wie das FANG mit den unters chiedlichen &e5elun5en in nrt

6 5 6 Abso 1 (Feststellun5 der Rente nach der neuen Ren—
tenformel vom Rentenbe5inn an) und in Abs° 2 (erneute

Rentcnumstellun5 unter Ermittlun5 eines neuen'5tei5erun5su

betra5es) erkennen läßto Nur im ersten Fall sind — unter

der Voraussetzun5, daß es sich um einen Bart echti5ten nach

dem EEG handelt — die Vorschriften der 55 153 16 FRG

auf den Kla5eanspruch unmittelbar und vom Rentenbe5inn

an anzuwenden„ ebenso aber auch 5 14 lRG (V5l Urteil
vom 25£v131%5 — 1 RA 245/62)

.
i-_fj .

. . „ „
565licherweise

war das LSG — wie sich aus einzelnen Formu—

LK■■n5cu im Urteil er5ibt —der Aufi‘asssun5‚ daß das Al—
_tcrsruhe5ela des Klä5ers zu den Renten 5eh0rt‚ ”die auf

Versicn run5siallen vor dem 1 Januar 1957 beruhen“ und

bei denen deshalb nach Arto 6 5 6 Abs() 2 und Abs„ 5 FANG

75 "
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die Umstellung auf Antrag‘oder von Amts wegen erneut

vorzunehmen ist° Die erneute Umstellung geht aber, wie

sich aus den einzelnen Bestimmungen in % 6 Abs, 2 sowie

aus der zur Hahrnehmung des Besitzstandes getroffenen

Vorschrift in „rt, 6 5 11 FANG ergibt, von der nach dem

”bisherigen Recht” festgestellten Rente aus° Dies bedeu—

tet, daß der Rentenanspruch des Klägers, soweit er streitig

ist, nach dem bis zum InKrafttreten des-FANG geltenden

Recht zu beurteilen und erst dann zu prüfen ist, zu wel—

chen Ergebnis vom 1, Januar 1959 an die erneute Umstel—

lung unter Ermittlung des steigerungsbetrags nach 5 6

Abs, 2 führt, Das LJG hätte in diesem Fall daher zunächst

zu prüfen, ob der nh3pruch des Klägers auf Anrechnung wei—

terer Zeiten nach den Vorschriften des FRG vom 7, August

1955 (BGBl I 848) begründet isto Hierfür kommen 5 4 und

5 17 Abs, 8 des Gesetzes in Betracht, Nach diesen Vorschrif—

ten bemißt sich der für die Rentenumstellung maßgebliche

Stcigerungsbetrag aus den struitigen Zeiten bis zum 510

Dezember 1958, erst danach ist auf die Frage einzugehen,

welcher Steigerungsbctrag der erneuten Rentenumstellung

unter entsprechender Anwendung der 55 14 bis 51 FRG zu—
grunde zu legen ist und welche Rente danach.vom 10 Januar

1959 an — unter Beachtung von Art“ 6 $ 11 FANG — zu gewäh—
ren ist,

Aber auch soweit es sich um die Anrechenbarkeit der strei—
tigen Zeiten nach 5 15 oder nach 5 16 FRG handelt, geben
die Ausführungen des LSG zu Bedenken Anlaß, Dies gilt :

zunächst für die im angefochtenen Urteil festgestellten

Tatsachen; es ist teilweise nicht klar zu erkennen, von
welchem 5a0hverhalt das LSG ausgegangen ist, So heißt es
auf seite 10 des Urteils, der Kläger habe dem zuständigen

polnischen Distrintsdirektor unterstanden und sei von die—

sem hinsichtlich der Zuteilung von Arbeiten abhängig ge—
wesen, Diese ;usführungen deuten auf eine abhängige stein
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lung des Klägers im dinne einer Beschäftigung hin? wie
sie in 5 16 FRG vorausgesetzt wirdo Dagegen heißt es

auf seite 14 des Urteils, der Kläger habe nicht in

einem persönlichen und Wirtschaftlichen Abhängigkeits—

verhältnis gestandeno Eine genaue Feststellung ist aber

gerade in diesem Punkt geboteno Denn wie der Senat im

Urteil vom 250 Mai 1965 - 4 RA 245/62 — entschieden hat;

und wie auch das LSG mit Recht annimmt, setzt die in

5 16 PRG oestimmte Gleichstellung
von Beschäftigungs—

zeiten mit rentenversicherungspflichtigen Beschäfti-

gungon im Geltungsbereich des Gesetzes eine abhängige

Beschäftigung im privaten oder öffentlichen Dienst voraus°

Die Gleichstellung gilt nicht auch für selbständige

Tätigkeiten, selbst wennidie gleiche Tätigkeit — im

Geltungsbereich des Gesetzes ausgeübt
— versicherunge—

pflichtig wäreo A1sdiesem Grunde bedarf es insoweit einer

klaren und einde1tigen Tatsachenfeststellung‚ auf die

auch das Revisionsgericht seine entscheidung stützen

kanno
_„

BereChtigt erscheinen auch die Angriffe; welehe die Re—

vision gegen die Ausführungen des LSG zu S 15 FRG er—
hebto 50 hält der denat die Annahme des LSG? es sei

glaubhaft„daß■ih dem maßgebenden Zeitraum (1947 bis

1954) "Beiträge" zur “polnischen Versicherung” einbe—

halten worden seien, nicht für unbedenklich° Da der

insoweit festgestellte Sachverhalt mit der Revision

nicht angegriffen werden ist‚ hat der Senat Jedoch kei—

nen Anlaß, sich mit dieser annahme des Gerichts ausein—

anderzusetzeno Mit Recht bemängelt aber die Revision9

daß sich das L$G mit der Feststellung begnügt hat? eine

bestimmte Besehäitigungszeit und damit auch eine be—

stimmte Beitragszeit im Sinne des 5 15 FRG sei nicht

)

.l—7H
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glaubhaft gemacht werden? und die Unmöglichkeit weiterer

Aufklärung müsse der Kläger gegen sich gelten lassen°

Das BerufungSgericht hätte sich hier zu weiteren Ermitt-

lungen gedrängt fühlen mü8seno Das LSG hatte nach seiner
Rechtsauffussung darüber zu befinden‚ ob ”Beitragszeiten“

im Sinne des % 15 FRG zurückgelegt waren„ Es kam auf Grund

des Beweisergebnisses zu der 3berzeugung, es sei glaubhaft

gemacht, daß in dem Zeitraum 1947 bis 195% für den Kläger

zwar Beiträge geleistet worden seien, nämlich soweit er gu—

arbeitet habe‚ daß aber eine bestimmte Zeitdauer der Ar—

beitsleistung und damit eine bestimmte Beitragszeit nicht

glaubhaft gemacht werden seieno Damit ist nach Ansicht

des Senats das LZG in seinen Ermittlungen auf halbem 3ege

stehengebliebena Denn es war für das Gericht nunmehr ge—

rade geboten, diese Zeit der Arbeitsleistung — die es im

allgemeinen für den maßgebenden Zeitraum als glaubhaft ge—

macht ansah — auch noch im einzelnen zu klären° Dafürhbe—

standen? wie die Revision mit Recht geltend macht, auch.

Möglichkeiten, zoB„ durch weitere Befragung des Klägers

und seiner Ehefrau sowie der vernommenen Zeugeno Insbe—

sondere kam aber in Betracht der bisher anscheinend von‘
keiner Stelle unternommene Versuch‘} die genauen Arbeits—

zeiten und damit die etwaige Versieherungsdauer des Klägers

durch eine Anfrage bei dem zuständigen polnischen Versiche—

rungsträger zu klären° Die Möglichkeit bot sich schon des—

halb an, weil nach den — allerdings auch insoweit nicht

ganz sicheren — Feststellungen des LSG der Kläger in

Schlesien bereits eine Rente von einem polnischen Ver—
sicherungsträger bezogen hat und noch ein Pestabschnitt

über eine solche Rentenzahlung vorhanden ist° Eine Ruck—

frage bei dem polnischen Versicherungsträger — notfalls
unter Einschaltung der Beklagten und der ihr bekannten Ver—
bindungsstellen — erscheint nach den Erfahrungen des Senats
auch nicht von vornherein aussiehtsloso Wenn das LSG ohne

solche weiterenotwendige Sachaufklärung entschieden hat?
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so hat es damit zugleich auch die Grenzen des Rechts der

freien richterlichen Beweiswürdigung überschritten ($ 128

Abs° 1 SGG)° Sein Verführen leidet somit an wesentlichen9

_
vom Kläger ordnungsgemäß gerügten Mängelno

ihus diesen Gründen muß das angerechtene Urteil aufgehoben

werdeno Ser Rechtsstreit ist zu neuer Verhandlung und Ent—
scheidung an das L3G zurückzuverwiesen? weil dem RevisiOns—

gericht mangels ausreichender tatsächlicher Feststellungen
eine Entscheidung nicht möglich ist (% 170 Abs() 2 5GG)O

Die Kostenentseheidung bleibt dem abschließenden Urteil
des LSG vorbehalten°
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